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Antrag auf Befreiung von der Aufzeichnungspflicht für lohnsteuerfreie Zuschüsse zu Verpflegungsmehraufwendungen gem. § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 Lohnsteuerdurchführungsverordnung i.V.m. § 3 Nr. 16 EStG

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Firma .......................................zahlt ihren Arbeitnehmern anlässlich von Dienstreisen Verpflegungsmehraufwendungen. Soweit diese die in § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 EStG i.V.m. R 39 Abs. 1 LStR genannten Beträge nicht übersteigen, sind sie steuerfrei gem. § 3 Nr. 16 EStG.

Gem. § 41 b Abs. 1 Nr. 10 EStG ist es ab dem Veranlagungszeitraum 2004 erforderlich, die steuerfreien Verpflegungszuschüsse aufgrund der Eintragungen im Lohnkonto auf der Lohnsteuerbescheinigung anzugeben.

Hierzu führt das BMF-Schreiben vom 27.01.2004 IV C 5 - S 2000 – 2/04, BStBl. 2004 I S. 173, III. Nr. 7, aus, dass eine Bescheinigungspflicht entfällt, wenn das zuständige Betriebsstättenfinanzamt den Arbeitgeber gem. § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 LStDV von der Aufzeichnungspflicht der steuerfreien Zahlungen im Lohnkonto befreit hat.

Die Befreiung von der Aufzeichnungspflicht setzt neben der Steuerfreiheit der betreffenden Beträge auch voraus, dass die Nachprüfbarkeit der Steuerfreiheit sowie die Zuordnung der Beträge zu den einzelnen Arbeitnehmern in anderer Weise gegeben ist.

Die steuerfreien Verpflegungszuschüsse werden bei der .............................. jeweils aufgrund einer zeitnahen Reisekostenabrechnung der einzelnen Arbeitnehmer außerhalb der Lohnabrechnung gezahlt.

Da die Reisekostenabrechnungen bei der ....................................aufbewahrt werden, ist die Nachprüfbarkeit im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 LStDV jederzeit sichergestellt.

Da die Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 LStDV erfüllt sind, wird beantragt, die ........................................... von der Aufzeichnung der steuerfreien Verpflegungszuschüsse im Lohnkonto der jeweiligen Arbeitnehmer ab dem Veranlagungszeitraum 2004 zu befreien. Damit entfällt auch die Bescheinigungspflicht gem. § 41 b Abs. 1 Nr. 10 EStG. Dies entspricht der Auffassung des Bundesfinanzministeriums in seinem Schreiben vom 27.01.2004, a.a.O..

Mit freundlichen Grüßen

